
ZGB). Es besteht deshalb grundsätzlich keine Abgabe­
pflicht und kein Anspruch auf Finderlohn oder auf Ersatz 
von Aufwendungen.
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nur dann, 
wenn der Finder den Verlierer, Eigentümer oder sonstigen 
Empfangsberechtigten der Sache kennt oder wenn der Fin­
der erkennen kann, daß es für den Verlierer wegen der 
Bedeutung der Sache wichtig ist, sie wiederzubekommen 
(z.B. Schlüsselbund, persönliche Briefe oder ähnlidies).

Aufgabe des Eigentums an einer beweglichen Sache
Wird der Besitz an einer beweglichen Sache durch den 
Eigentümer in der Absicht aufgegeben, auf das Eigentum 
zu verzichten, kann die Sache von jedem zu Eigentum er­
worben werden (§ 32 Abs. 1 ZGB). Für eine solche Sache 
besteht keine Abgabepflicht Decs unterscheidet sie von 
den Fundsachen. Ist die Sache von erheblichem gesell­
schaftlichen Wert oder Interesse, steht das Aneignungs­
recht ausschließlich dem sozialistischen Staat zu; §32 
Abs. 1 Satz 3 ZGB ist hierfür selbständige Anspruchs­
grundlage, soweit das Aneignungsrecht des sozialistischen 
Staates nicht eine spezielle rechtliche Ausgestaltung erfah­
ren hat.
Unlängst hatten sich ein Kreisgericht und ein Bezirksge­
richt mit der Frage der Abgrenzung des Fundes von der 
Aufgabe des Eigentums und dem Aneignungsrecht des 
Staates zu beschäftigen. Dem lag der sicher ungewöhnliche 
Fall zugrunde, daß ein Bürger auf einem Schuttablade­
platz eine Brotbüchse entdeckte, diese an sich nahm und 
dabei feststellte, daß sie gebündelte 50-Mark-Scheine im 
Betrag von 6 500 Mark enthielt. Dieses Geld war zwar kein 
öffentliches Zahlungsmittel mehr, es konnte aber bei einem 
Kreditinstitut noch zum vollen Wert eingelöst werden. 
Die von den Gerichten zu entscheidende Frage war, ob der 
Bürger das Geld behalten durfte. Dazu wurde die Auf­
fassung vertreten, daß in Zweifelsfällen immer erst fest­
zustellen ist, ob es sich bei dem Gegenstand um eine ver­
lorengegangene Sache oder um eine solche handelt, an der 
das Eigentum aufgegeben worden ist. Dabei wurde davon 
ausgegangen, daß üblicherweise an Gegenständen, die sich 
auf einem Schuttabladeplatz befinden, keine Eigentums­
rechte mehr bestehen. Diesem Standpunkt wurde jedoch 
entgegengehalten, daß im gegebenen Fall davon auszu­
gehen ist, daß das Eigentum am Geld nicht aufgegeben 
wurde. Von Bedeutung sei dabei die Höhe des Betrags und 
die Tatsache, daß sich das Geld in völlig unbeschädigtem 
Zustand in der Brotbüchse befand. Diese Umstände recht­

fertigten nicht die Schlußfolgerung, daß sich der Eigentü­
mer dieses Betrags entledigen wollte. Dem stehe auch nicht 
entgegen, daß er den Verlust nicht angezeigt hatte, da er 
sich des Verlusts offensichtlich nicht bewußt gewesen ist.
Bei den angeführten Indizien handelt es sich jedoch kei­
neswegs um solche, die jede andere Deutung ausschlie- 
ßen./ll/ So ist es m. E. bedenklich, den Fund mit der Be­
hauptung zu begründen, der Eigentümer habe wegen der 
Höhe des Betrags und der Tatsache, daß sich die Geld­
scheine völlig unbeschädigt in der Brotbüchse befanden, 
nicht die Absicht gehabt, das Eigentum daran aufzugeben. 
Ebenso könnte unterstellt werden, daß ein Bürger, der 
unter sozialistischen Bedingungen und der damit erstmals 
gegebenen realen Garantie des Staates für die Sicherheit 
der Spareinlagen seine Ersparnisse in 'einer Brotbüchse 
verwahrt, lebensfremd handelt und sich deshalb auch in 
Unkenntnis der Tatsache befand, daß dieses Geld zwar 
nicht mehr öffentliches Zahlungsmittel war, aber bei einem 
Kreditinstitut noch eingelöst werden konnte, als er die 
Brotbüchse samt Inhalt in den Müll warf. Dabei muß 
allerdings zugestanden werden, daß dies ebenfalls eine 
Unterstellung ist, weil nicht festgestellt werden konnte, 
wie die Brotbüchse in den Müll gelangt ist. Da jedoch 
keine Anzeige vorlag, kann außer Betracht bleiben, daß die 
Geldscheine ohne Kenntnis des Eigentümers dort hinge­
langt sind.
Die Entscheidung mußte sich deshalb auf die Frage redu­
zieren, ob der Eigentümer auch auf sein Eigentum am In­
halt der Brotbüchse verzichten wollte. Verzichtete er ins­
gesamt, weil ihm die noch mögliche Einlösung der Geld-, 
scheine unbekannt war, dann hat er sein Eigentum wirk­
sam auf gegeben. Der Irrtum im Motiv des Verzichtenden 
ist unerheblich. Wurde dagegen das Eigentum an der Brot­
büchse in Unkenntnis ihres Inhalts, insoweit also irrtüm­
lich, aufgegeben, dann war die Eigentumsaufgabe ebenfalls 
wirksam. Jedoch besteht die Möglichkeit, diesen Verzicht 
anzufechten; das kann aber nur der den Verzicht Erklä­
rende selbst tun. Dieser ist aber unbekannt.
Deshalb war in dem geschilderten Fall davon auszugehen, 
daß das Eigentum am Geld aufgegeben wurde. Das An­
eignungsrecht stand wegen des erheblichen Wertes aber 
nur dem sozialistischen Staat zu. Für den Bürger, der das 
Geld entdeckt hatte, bestand eine Abgabepflicht nach den 
allgemeinen zivilrechtlichen Schutznormen und Verhal­
tenspflichten.

/Ill zum Indizienbeweis vgl. OG, Urteil vom 7. Februar 1974 
- 5 Ust 83/73 - (NJ 1974 S. 242).
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Zur gerichtlichen Einigung der Prozeßparteien
Einem kürzlich behandelten Streitfall lag folgender Sach­
verhalt zugrunde:
Der Kläger hatte dem Verklagten (Dienstleistungsbetrieb) 
eine Wildlederjacke zur Reinigung übergeben. Bei der Rei­
nigung wurde die Jacke am Ärmel beschädigt Auf die 
Schadenersatzklage des Klägers wurde in der mündlichen 
Verhandlung laut Protokoll die Sach- und Rechtslage ein­
gehend erörtert. Im Ergebnis dieser Erörterung übergab 
der Verklagte im Gericht dem Kläger die reparierte Leder­
jacke und erklärte sich bereit die Reinigungskosten zu 
tragen und außerdem 50 M als Ersatz für die durch die Be­
schädigung eingetretene Wertminderung der Jacke zu zah­
len. Der Kläger erklärte sich seinerseits mit dieser Rege­
lung einverstanden und beredt die Klage zurückzunehmen, 
wenn der Verklagte die Verfahrenskosten übernehme. Alle 
diese Erklärungen wurden protokolliert. Es wurde entspre­
chend verfahren und als letztes im Protokoll festgehalten: 
„Der Kläger erklärt nunmehr Klagerücknahme.“
Noch am selben Tag suchte der Kläger den Vorsitzenden 
der Zivilkammer auf und erklärte, daß er dem Verfahrens­
ergebnis doch nicht zustimmen könne, da er durch dieses

Ergebnis erheblich benachteiligt sei; der reparierte Ärmel 
der Jacke weiche in seiner Farbtönung wesentlich von der 
Farbe der Jacke ab. Der Vorsitzende der Zivilkammer ver­
wies auf die Klagerücknahme und die damit erfolgte Be­
endigung des Verfahrens und sagte dem Kläger, daß er 
unter den gegebenen Umständen allenfalls neu klagen 
könne. Dies tat der Kläger.
Die neu erhobene Klage wurde durch Urteil abgewiesen. 
Unter Hinweis darauf, daß sich die Prozeßparteien im Vor­
verfahren geeinigt und einen Vertrag gemäß § 8 Abs. 2 
ZGB rechtswirksam abgeschlossen hätten, wurde festge­
stellt, daß für eine erneute Klage in derselben Angelegen­
heit kein Raum sei.
In diesem Verfahren zeigt sich eine fehlerhafte Auffassung 
über das Rechtsinstitut der gerichtlichen Einigung (§ 46 
ZPO).
Bei der gerichtlichen Einigung handelt es sich um über­
einstimmende Willenserklärungen der Prozeßparteien, die 
vor Gericht abgegeben und — wenn sie mit den Grundsät­
zen des sozialistischen Rechts im Einklang stehen — von 
diesem durch Protokollierung bestätigt werden.
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